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1. Das (Corona-)Konjunktur-Programm

Mit der Umsetzung verschiedener Maßnahmen aus einem 57 Sei-
ten umfassenden Eckpunktepapier will die Bundesregierung die 
Konjunktur wieder ankurbeln, Arbeitsplätze erhalten und die Wirt-
schaftskraft Deutschlands stärken. Die für Steuerpfl ichtige wichtigs-
ten Punkte sollen nachfolgend auszugsweise aufgezeigt werden. 

Die Umsatzsteuersätze wurden zur Stärkung der Binnennachfrage 
befristet vom 1.7.2020 bis zum 31.12.2020 von 19 % auf 16 % und 
von 7 % auf 5 % gesenkt. Der reduzierte Steuersatz von 16 % bzw. 
5 % ist für Umsätze anzuwenden, die ab In-Kraft-Treten der Ände-
rungsvorschrift – also nach dem 30.6.2020 – ausgeführt werden. 

Ab dem 1.1.2021 sind wieder die Steuersätze von 19 % bzw. 7 % 
anzuwenden, wenn der Gesetzgeber keine andere Regelung trifft. 

Bitte beachten Sie! Besondere Regelungen gelten bekanntlich für 
die Gastronomie. Für sie wurde der Umsatzsteuersatz für Speisen ab 
dem 1.7.2020 von 19 % auf 7 % abgesenkt. Die Reduzierung legte 
der Gesetzgeber für ein Jahr – also bis zum 30.6.2021 – fest. Nach-
dem die allgemeine Absenkung des Umsatzsteuersatzes von 7 % auf 
5 % erfolgt, gilt der Prozentsatz von 5 % auch für Gastronomen 
bis 31.12.2020. Ab dem 1.1.2021 bis zum 30.6.2021 kommt dann 
für Speisen der reduzierte Steuersatz von 7 % zum Tragen. Ab dem 
1.7.2021 steigt der Umsatzsteuersatz wieder auf den Regelsatz von 
19 %, wenn der Gesetzgeber keine andere Regelung trifft.

Eine branchenübergreifende Überbrückungshilfe wurde für die 
durch die Corona-Pandemie bedingten Umsatzausfälle für die Mo-
nate Juni bis August 2020 aufgelegt. Siehe hierzu den Beitrag: 
Corona-Überbrückungshilfe für kleine und mittlere Unternehmen. 

Des Weiteren wurden folgende Verbesserungen vorgenommen: 

 » Gewährung eines einmaligen Kinderbonus von 300 € pro Kind 
für jedes kindergeldberechtigte Kind.

 » Der Entlastungsbeitrag für Alleinerziehende wurde von derzeit 
1.908 € für die Jahre 2020 und 2021 auf 4.008 € angehoben.

 » Der vereinfachte Zugang in die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende (SGB II) wurde über die bisherige Geltungsdauer hinaus 
bis zum 30.9.2020 verlängert.

 » Die Sozialversicherungsbeiträge werden bei maximal 40 % sta-
bilisiert.

 » Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 und 
2021 auf maximal 5 Mio. € bzw. 10 Mio. € (bei Zusammenver-
anlagung) erweitert. 

 » Eine degressive Abschreibung (AfA) mit dem Faktor 2,5 ge-
genüber der derzeit geltenden linearen AfA und maximal 25 % 
pro Jahr für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
wurde für die Steuerjahre 2020 und 2021 eingeführt. Siehe hier-
zu den Beitrag: Wiedereinführung der degressiven Abschreibung. 

 » Klein- und Mittelbetriebe (KMU), die ihr Ausbildungsplatz-
angebot 2020 im Vergleich zu den drei Vorjahren nicht re-
duzieren, können für jeden neu geschlossenen Ausbildungs-
vertrag (nach Abschluss der Probezeit) eine einmalige Prämie 
erhalten. Siehe hierzu den Beitrag: Prämien zur Sicherung von
Ausbildungsplätzen.

 » Die Förderung des Bundes über die sog. Umweltprämie wird ver-
doppelt. Siehe hierzu den Beitrag: Rückwirkende Erhöhung der 
Innovationsprämie. 

 » Kaufpreisgrenze: Mit dem sog. Jahressteuergesetz 2020 wur-
de eine neue Regelung eingeführt. Danach kommt für Fahr-
zeuge, die nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2031 ange-
schafft werden, anstelle der 1-%- oder 0,5-%-Regelung eine 
0,25-%-Regelung zum Tragen, wenn das Fahrzeug gar keine 
Kohlendioxidemission verursacht und der Bruttolistenpreis nicht 
mehr als 40.000 € beträgt. Diese Kaufpreisgrenze von 40.000 € 
wurde auf 60.000 € erhöht.
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Über die einzelnen – für die Steuerpfl ichtigen – relevanten Themen 
halten wir Sie immer über dieses Informationsschreiben auf dem 
Laufenden.

2. Corona-Überbrückungshilfe für kleine und 
mittlere Unternehmen

Mit dem Corona-Konjunktur-Programm wurde auch eine sog. 
„Überbrückungshilfe“ für Umsatzausfälle bei kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) aufgelegt. Die Überbrückungshilfe gilt bran-
chenübergreifend, wobei den Besonderheiten der außergewöhnlich 
betroffenen Branchen angemessen Rechnung getragen werden soll.

Ziel der Überbrückungshilfe ist es daher, KMU aus Branchen, die 
unmittelbar oder mittelbar durch Corona-bedingte Aufl agen oder 
Schließungen betroffen sind, für die Monate Juni bis August 2020 
eine weitergehende Liquiditätshilfe zu gewähren und dadurch zu ih-
rer Existenzsicherung beizutragen.

Antragsberechtigt sind Unternehmen und Organisationen aus allen 
Wirtschaftsbereichen, Soloselbstständige und selbstständige Ange-
hörige der Freien Berufe, soweit sie ihre Geschäftstätigkeit in Folge 
der Corona-Krise anhaltend vollständig oder zu wesentlichen Teilen 
einstellen mussten. Antragsberechtigt sind auch gemeinnützige Un-
ternehmen und Organisationen (z. B. Jugendbildungsstätten, über-
betriebliche Berufsbildungsstätten, Familienferienstätten). 

Eine Einstellung der Geschäftstätigkeit vollständig oder zu wesent-
lichen Teilen in Folge der Corona-Krise wird angenommen, wenn der 
Umsatz in den Monaten April und Mai 2020 zusammengenommen 
um mindestens 60 % gegenüber April und Mai 2019 eingebrochen 
ist. Bei Unternehmen, die nach April 2019 gegründet worden sind, 
sind statt der Monate April und Mai 2019 die Monate November und 
Dezember 2019 zum Vergleich heranzuziehen.

Die Antragsfrist für die Überbrückungshilfe, die ursprünglich auf 
den 31.8.2020 festgelegt war, wurde nunmehr auf den 30.9.2020 
verlängert. Mit der Fristverlängerung reagiert das Wirtschaftsminis-
terium auf anfängliche technische Probleme bei der Antragstellung.

Zu den förderfähigen Kosten gehören u. a. Mieten und Pachten für 
Geschäftsräume, Zinsaufwendungen für Kredite, Finanzierungskos-
tenanteil von Leasingraten, Ausgaben für Instandhaltung, Wartung 
oder Einlagerung von Anlagevermögen einschließlich der EDV, Kos-
ten für Strom, Wasser, Heizung, Reinigung und Hygienemaßnahmen, 
Versicherungen, Steuerberaterkosten, die im Rahmen der Beantra-
gung der Corona-Überbrückungshilfe anfallen. Personalaufwendun-
gen im Förderzeitraum, die nicht von Kurzarbeitergeld erfasst sind, 
werden pauschal gefördert. Die Fixkosten müssen vor dem 1.3.2020 
begründet worden sein. Lebenshaltungskosten, Mietkosten für Pri-
vaträume oder ein Unternehmerlohn sind nicht förderfähig.

Förderhöhe: Die Überbrückungshilfe erstattet einen Anteil von
 » 80 % der Fixkosten bei mehr als 70 % Umsatzeinbruch,
 » 50 % der Fixkosten bei Umsatzeinbruch zwischen 50 % und 70 %
 » 40 % der Fixkosten bei Umsatzeinbruch zwischen 40 % und un-

ter 50 %
im Fördermonat im Vergleich zum Vorjahresmonat.

Liegt der Umsatz im Fördermonat bei wenigstens 60 % des Umsatzes 
des Vorjahresmonats, entfällt die Hilfe anteilig für den jeweiligen 
Fördermonat. Eine Überkompensation ist zurückzuzahlen.

Die maximale Förderung beträgt 150.000 € für drei Monate. Bei 
Unternehmen mit bis zu fünf Beschäftigten beträgt der maximale 
Erstattungsbetrag 9.000 € für drei Monate, bei Unternehmen mit 
bis zu zehn Beschäftigten 15.000 € für drei Monate. Diese maxima-

len Erstattungsbeträge können nur in begründeten Ausnahmefällen 
überschritten werden.

Beispiel: Ein Schausteller mit zehn Beschäftigten und einem Um-
satzausfall im Förderzeitraum von über 70 % hat
 » 10.000 € Fixkosten: Die Überbrückungshilfe beträgt 8.000 €.
 » 20.000 € Fixkosten: Die Überbrückungshilfe beträgt (16.000 €, 

aber höchstens maximaler Erstattungsbetrag =) 15.000 €. 

Bitte beachten Sie! In der ersten Stufe (Antragstellung) sind die 
Antragsvorau ssetzungen und die Höhe der erstattungsfähigen Fix-
kosten mit Hilfe eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers glaub-
haft zu machen und in der zweiten Stufe (nachträglicher Nachweis) 
mit Hilfe eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers zu belegen. 
Die Kosten für den Steuerberater in dieser Angelegenheit gehören zu 
den förderfähigen Fixkosten.

3.  Rückzahlungsverpfl ichtung der 
Corona-Soforthilfe

Bei der Beantragung der Corona-Soforthilfe musste der Antragstel-
ler versichern, dass er durch die Corona-Pandemie in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten ist, die seine Existenz bedrohen.

Grundsätzlich gilt, dass öffentliche Hilfen sowie mögliche Entschä-
digungsleistungen (z. B. nach dem Infektionsschutzgesetz), Kurz-
arbeitergeld, Steuerstundungen sowie zustehende Versicherungs-
leistungen aus Absicherung von Betriebsunterbrechungen oder 
Betriebsausfall u. Ä. vorrangig in Anspruch zu nehmen und bei der 
Berechnung eines Liquiditätsengpasses zu berücksichtigen sind. 

Wird zu einem späteren Zeitpunkt festgestellt, dass der Sach- und 
Finanzaufwand des Unternehmens oder die tatsächliche Umsatzein-
buße doch geringer war, ist das Unternehmen zu einer unverzügli-
chen Mitteilung und zu einer Rückzahlung des überzahlten Betrags 
verpfl ichtet. 

Anmerkung: Zu einer Überkompensation kann es aber auch kom-
men, wenn mehrere Hilfsprogramme oder Entschädigungsleistun-
gen kombiniert wurden. Auch hierfür besteht eine Mitteilungs- und 
Rückzahlungspfl icht. Gegebenenfalls kann erst am Ende des Drei- 
bzw. Fünf-Monats-Zeitraums mit Sicherheit eine Prognose getroffen 
werden, wie sich z. B. bei der Öffnung des Betriebes die Einnahmen 
entwickeln. Demnach gilt es nachträglich zu prüfen, ob die Sofort-
hilfe in der bewilligten Höhe berechtigt war und keine sog. Über-
kompensation vorliegt. 

Bitte beachten Sie! Hier sei auch darauf hingewiesen, dass vorsätz-
lich falsche Angaben den Straftatbestand des Subventionsbetrugs 
erfüllen. Lassen Sie sich daher unbedingt in diesem Zusammenhang 
beraten!

4.  Steuerbefreiung für Zuschüsse zum Kurz-
arbeitergeld und Saison-Kurzarbeitergeld

Viele Arbeitgeber stocken das Kurzarbeitergeld ihrer Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter auf. Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzar-
beitergeld waren nach geltender Rechtslage steuerpfl ichtiger Ar-
beitslohn. Im Sozialversicherungsrecht rechnen die Zuschüsse bis zu 
80 % des letzten Nettogehalts nicht zum Arbeitsentgelt und sind 
daher beitragsfrei. 

Entsprechend werden Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbei-
tergeld und zum Saison-Kurzarbeitergeld befristet bis 80 % des 
Unterschiedsbetrags zwischen dem Soll-Entgelt und dem Ist-Ent-



gelt steuerfrei gestellt. Die Steuerbefreiung gilt für Zuschüsse, die 
für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 29.2.2020 begannen 
und vor dem 1.1.2021 enden, geleistet werden. 

5.  TERMINSACHE: Aufrüstung der Kassen-
systeme mit einer „Technischen Sicherheits-
einrichtung“ (TSE)

Mit dem sog. „Kassengesetz“ wurde zum 1.1.2020 die Pfl icht zum 
Schutz von elektronischen Aufzeichnungen von Kasseneinnahmen 
durch eine „Technische Sicherheitseinrichtung“ (TSE) eingeführt. Mit 
Schreiben vom 6.11.2019 stellte das Bundesfi nanzministerium (BMF) 
klar, dass es nicht beanstandet werden soll, wenn diese elektroni-
schen Aufzeichnungssysteme längstens bis zum 30.9.2020 noch 
nicht über eine TSE verfügen. 

Nunmehr hat die Mehrheit der Länder diese Übergangsfrist bis zum 
31.3.2021 – ohne Zustimmung des BMF – verlängert. Als Begrün-
dung wird die (Über-)Belastung der betroffenen Unternehmen durch 
die Corona-Pandemie sowie die Umsatzsteuer-Umstellung zum 
1.7.2020 genannt. Zudem sollen bisher noch keine cloud-basierten 
TSE-Lösungen zertifi ziert worden sein, sodass es Unternehmen, wel-
che sich für eine solche Lösung entschieden haben, voraussichtlich 
nicht möglich sein wird, ihr Kassensystem bis zum 30.9.2020 mit 
einer TSE auszurüsten. Die Übergangsfrist bis 31.3.2021 ist länder-
spezifi sch ausgestaltet. So regelt das Land Niedersachsen z. B. die 
Voraussetzungen wie folgt:

 » Bis spätestens 31.8.2020 muss ein Kassenfachhändler, Kassen-
hersteller oder anderer Dienstleister im Kassenbereich mit dem 
fristgerechten Einbau einer TSE beauftragt worden sein. Dieser 
muss schriftlich versichern, dass der Einbau bis zum 30.9.2020 
nicht möglich ist und eine verbindliche Aussage vorlegen, bis 
wann das Aufzeichnungssystem mit einer TSE ausgestattet sein 
wird (spätestens bis zum 31.3.2021).

 » Bei einem geplanten Einsatz einer cloud-basierten TSE müssen 
Unternehmen spätestens bis zum 31.8.2020 den fristgerechten 
Einsatz beauftragt haben und durch geeignete Unterlagen do-
kumentieren können, dass diese mangels Verfügbarkeit bis zum 
30.9.2020 noch nicht einsatzbereit ist. Die Implementierung ist 
spätestens bis zum 31.3.2021 abzuschließen.

Bitte beachten Sie! Die betroffenen Steuerpfl ichtigen müssen damit 
rechnen, dass eine nicht ordnungsgemäße Nutzung des Systems als 
Ordnungswidrigkeit mit einer Geld buße geahndet werden kann. Im 
Idealfall sollte also dafür gesorgt werden, dass die TSE bis zum 
30.9.2020 eingebaut und betriebsbereit ist!

6.  Rückwirkende Erhöhung der 
Innovationsprämie 

Die Bundesregierung beschloss im Rahmen des Konjunkturpaketes 
zur Abfederung der Corona-Krise eine Innovationsprämie für Bat-
terieelektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge sowie Plug-in-Hybrid-
modelle, bei dem der Förderanteil des Staates verdoppelt wird. Die 
zusätzliche Förderung gilt rückwirkend ab dem 3.6.2020 und ist 
bis zum 31.12.2021 befristet. Sie setzt sich zu zwei Dritteln aus 
Bundesmitteln und zu einem Drittel aus einem Eigenanteil der Fahr-
zeughersteller zusammen. 

Von der Innovationsprämie profi tieren Käufer von Elektro-Neufahr-
zeugen, die nach dem 3.6.2020 zugelassen wurden und Elektro-
Gebrauchtwagen, die erstmalig nach dem 4.11.2019 oder später 
zugelassen wurden und deren Zweitzulassung nach dem 3.6.2020 
erfolgt ist. Für Gebrauchtfahrzeuge gelten die Fördersätze für einen 

Nettolistenpreis von über 40.000 €, auch wenn der ursprüngliche 
Kaufpreis weniger als 40.000 € betrug.

Für Batterieelektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge bis zu einem 
Nettolistenpreis von 40.000 € ergibt sich eine Förderung von bis zu 
9.000 € (6.000 € aus Bundesmitteln und 3.000 € als Eigenanteil des 
Herstellers). Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge dieser Preiskategorie werden 
mit insgesamt 6.750 € gefördert (4.500 € aus Bundesmitteln und 
2.250 € als Eigenanteil des Herstellers)

Liegt der Nettolistenpreis bei über 40.000 €, ergibt sich für Batterie-
elektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge eine Förderung von 7.500 € 
(5.000 € aus Bundesmitteln plus 2.500 € als Eigenanteil des Herstel-
lers). Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge dieser Preisklasse werden mit insge-
samt 5.625 € gefördert (3.750 € aus Bundesmitteln plus 1.875 € als 
Eigenanteil des Herstellers).

Die Innovationsprämie kann beim Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) beantragt werden. Der Antrag sowie weite-
re Informationen sind auf der Webseite des BAFA zu fi nden. 

7.  Wiedereinführung der degressiven 
Abschreibung

Zum 1.1.2020 führte der Gesetzgeber die degressive Abschreibung 
wieder ein. Danach kann der Steuerpfl ichtige bei beweglichen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, die nach dem 31.12.2019 
und vor dem 1.1.2022 angeschafft oder hergestellt worden sind, 
statt der Absetzung für Abnutzung (AfA) in gleichen Jahresbeträgen 
(lineare AfA) die Abschreibung in fallenden Jahresbeträgen (degres-
sive AfA) bemessen. Begünstigt sind nicht nur neue, sondern auch 
gebrauchte Wirtschaftsgüter.

Die degressive AfA kann nach einem unveränderlichen Prozentsatz 
vom jeweiligen Restwert vorgenommen werden. Der dabei anzu-
wendende Prozentsatz darf höchstens das Zweieinhalbfache des bei 
der AfA in gleichen Jahresbeträgen in Betracht kommenden Pro-
zentsatzes betragen und 25 % nicht übersteigen. 

Beispiel: Eine Maschine, deren betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
10 Jahre beträgt, wurde am 2.1.2020 für 50.000 € angeschafft. We-
gen des hohen Verschleißes in den ersten Jahren soll sie degressiv 
abgeschrieben werden. Die AfA beträgt im Erstjahr 2020 das 2,5-fa-
che der linearen AfA (linear bei 10 Jahren = 10 %), also 25 % der 
Anschaffungskosten von 50.000 € = 12.500 €. 

Der Restbuchwert der Anlage beträgt zum 31.12.2020 37.500 €. 
Für das Jahr 2021 beträgt die degressive AfA dann (25 % des Rest-
buchwerts von 37.500 € =) 9.375 €. In den Folgejahren wird immer 
vom jeweiligen Restbuchwert des Vorjahrs – im Beispielsfall von 
28.125 € – ausgegangen.

Bitte beachten Sie! Wird die Maschine nicht im Januar, sondern z. B. 
im September 2020 angeschafft, kann nur der anteilige Jahres-AfA-
Betrag für die degressive AfA im Jahr der Anschaffung bzw. Herstel-
lung geltend gemacht werden. 

Nachdem es bei der Fortführung der degressiven AfA zu keiner Ab-
schreibung auf 0 € kommen kann, wird in der Praxis regelmäßig in 
dem Jahr zur linearen AfA übergegangen, von dem ab die lineare 
Restwertabschreibung größer ist als die degressive Abschreibung. 
Die degressive AfA kann nicht bei der Erzielung von Überschuss-
einkünften, z. B. den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, 
verwendet werden. 

Liegen für ein bewegliches Wirtschaftsgut auch die Voraussetzun-
gen zur Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen vor, können 



Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB)  Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: Juni = 106,6; Mai = 106,0; April = 106,1; März = 105,7; Februar = 105,6; Januar = 105,2
(2015 = 100) Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
  

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

diese neben der degressiven AfA in Anspruch genommen werden. 
Des Weiteren kann für das Wirtschaftsgut – unter weiteren Voraus-
setzungen – ein Investitionsabzugsbetrag in Anspruch genommen 
werden.

8.  Prämien zur Sicherung von
 Ausbildungsplätzen

Mit dem Maßnahmenpaket „Ausbildungsplätze sichern“ will die 
Bundesregierung die Folgen der Corona-Pandemie auf den Lehrstel-
lenmarkt abfedern. Dafür hat sie ein Hilfsprogramm für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) beschlossen, mit dem ausbildungswil-
lige Betriebe in den Jahren 2020 und 2021 unterstützt werden.

Gefördert werden KMU mit bis zu 249 Beschäftigten, die eine Be-
rufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen oder in den bun-
des- und landesrechtlich geregelten praxisintegrierten Ausbildun-
gen im Gesundheits- und Sozialwesen durchführen. Hierfür stellt die 
Bundesregierung eine Prämie für Ausbildungsbetriebe wie folgt zur 
Verfügung:
 
 » Für den Erhalt ihres Ausbildungsniveaus bekommen Betriebe, 

die besonders von der Corona-Pandemie betroffen sind, eine 
Prämie in Höhe von 2.000 €  für jeden für das Ausbildungs-
jahr 2020/2021 abgeschlossenen Ausbildungsvertrag (nach Ab-
schluss der Probezeit). 

 » Als besonders betroffen gelten KMU, die in der ersten Hälfte des 
Jahres 2020 wenigstens einen Monat Kurzarbeit durchgeführt 
haben oder deren Umsatz in den Monaten April und Mai 2020 
um durchschnittlich mindestens 60 % gegenüber April und Mai 
2019 eingebrochen ist. Bei KMU, die nach April 2019 gegründet 
worden sind, sind die Monate November und Dezember 2019 
heranzuziehen.

 » Erhöhen Unternehmen ihr Ausbildungsplatzangebot, erhalten 
sie (nach Abschluss der Probezeit) eine Prämie von 3.000 € für 
jeden gegenüber dem früheren Niveau zusätzlich abgeschlosse-
nen Ausbildungsvertrag.

 » Werden Auszubildende von Betrieben übernommen, die Insol-
venz anmelden mussten, erhalten übernehmende Betriebe eine 
Prämie von 3.000 € pro aufgenommenen Auszubildenden. Diese 
Unterstützung ist befristet bis zum 30.6.2021.

 » Ebenfalls bis 30.6.2021 werden Betriebe gefördert, die Auszubil-
dende übernehmen, deren Unternehmen die Ausbildung durch 
die Auswirkungen der Corona-Pandemie übergangsweise nicht 
fortsetzen können. 

 » Melden Ausbildungsbetriebe, die ihre Aktivitäten auch in der 
Krise fortsetzen, für Auszubildende sowie deren Ausbilder keine 
Kurzarbeit an, werden sie besonders unterstützt. Die Förderung 
beträgt hier 75 % der Brutto-Ausbildungsvergütung für jeden 

Monat, in dem der Betrieb einen Arbeitsausfall von mindestens 
50 % hat. Diese Unterstützung ist befristet bis zum 31.12.2020.

9. Zweites Familienentlastungsgesetz 
beschlossen

Am 29.7.2020 legte das Bundeskabinett einen Entwurf für das 
„Zweite Familienentlastungsgesetz“ vor. Zentrale Elemente sind eine 
Erhöhung des Kindergelds sowie die Anhebung des Grundfreibetrags. 
Ziel des Gesetzes ist die Verbesserung der Familienleistungen, ein 
gestiegenes Existenzminimum für Steuerpfl ichtige und deren Kinder 
sowie der Ausgleich der kalten Progression. 

Durch das Gesetz erhöht sich das Kindergeld ab dem 1.1.2021 um 
jeweils 15 € im Monat auf 219 € für das erste und zweite Kind, 
225 € für das dritte Kind und 250 € für jedes weitere Kind. Der 
Kinder- und der Betreuungsfreibetrag steigen gleichmäßig jeweils 
um 144 € im Jahr für jeden Elternteil von 2.586 € auf 2.730 €. Der 
Betreuungsfreibetrag erhöht sich von 1.320 € auf 1.464 €. Die zur 
steuerlichen Freistellung des Kinderexistenzminimums dienenden 
Freibeträge steigen auf insgesamt 8.388 € für jedes berücksichti-
gungsfähige Kind. 

Der Grundfreibetrag sowie der Höchstbetrag für den Abzug von Un-
terhaltsleistungen steigen in Stufen. So erfolgt jeweils eine Anhe-
bung um 288 € im Veranlagungszeitraum (VZ) 2021 auf 9.696 € und 
im VZ 2022 auf 9.984 €. 

Zum Ausgleich der kalten Progression sieht der Gesetzesentwurf vor, 
die übrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs für die VZ 2021 
und 2022 anzupassen. Somit wäre z. B. der Spitzensteuersatz von 
45 % erst ab einem zu versteuernden Einkommen von 274.613 € (VZ 
2021) bzw. 278.732 € (VZ 2022) zu zahlen. 

10. Einführung der Grundrente zum 1.1.2021

Am 3.7.2020 hat der Bundesrat der Grundrente zugestimmt, sie wird 
nun zum 1.1.2021 eingeführt. Voraussetzung für den Anspruch auf 
Grundrente sind mindestens 33 Jahre sozialversicherungspfl ichtige 
Tätigkeit, die unterdurchschnittlich vergütet wurde. Berücksichti-
gung fi nden auch Kindererziehungs- und Pfl egezeiten.  

Die Höhe des Zuschlags der Grundrente bemisst sich an den Ent-
geltpunkten. Der Durchschnitt aller erworbenen Entgeltpunkte muss 
zwiscen 30 % und 80 % des Durchschnittsverdienstes liegen. 

Anmerkung: Eine Beantragung der Grundrente ist nicht erforderlich. 
Sie wird durch eine automatisierte Einkommensprüfung gewährt. 


